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betreffend die schriftliche Anfrage der Abg. 

Dr. Gugerbauer und Genossen vom 5. Juli 1989, 

Nr. 4116/J-NR/1989, "Sicherung einer Eisen­

bahnkreuzung in Obertraun" 

Ihre Fragen darf ich wie folgt beantworten: 

z u [.t.s1SI.9_,,~Lt 

391.;fIA8 

~989 -08- ~ /4} 

zu '1-1'--16 IJ 

"Zu welchem Ergebnis kam das bisher durchgeführte eisen­

bahnrechtliche Ermittlungsverfahren?" 

Im Zuge des eisenbahnrechtlichen Verfahrens ZUr UberprUfung 

der ~icherung de~ gegenständlichen Eisenbahnkreuzung wurde 

durch den Landeshauptmann von Oberösterreich fe5tge~tellt, 

daß aufgrundder ungUn$tlgen Anlageverhältnisse ein~ wirksame 

Verbesserung der Abwicklung des sich kreuzend~n Verkehrs nur 

bei einer Veilegung der Eisenbahnkreuzung erreicht werden 

könnte. 

Von den ÖBB wurde sohin ein Projekt erstellt; das eine 

Verlegung der Eisenbahnkreuzung um etwa 40 rn, eine Neuordnung 

des Wegenetzes in diesem Bereich sowie die Errichtung eines 

technischen Kreuzungsschutzes an der neuen EiSenbahnkreuzung 

vorsah. Hinsichtlich der Kostentragung fUr die beabsichtigten 

Bauherstellungen konnte keine einvernehmliche Regelung 

zwischen den betroffenen Verkehrsträgern - den ÖBB und. der 

Gemeinde Obertraun - getroffen werden. 
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Im Rahmen der vom Landeshauptmann von Oberösterreich durchge­

führten Bauverhandlung wurde das Projekt als zur Verbesserung 

der Verkehrssituation geeignet befunden und fUr die Sicherung 

der Eisenbahnkreuzung eine Lichtzeichenanlage mit Läutewerk 

festgelegt. Uber die Kostentragung für die baulichen Umge­

staltung sowie für die technischen Kreuzungsschutzeinrichtun­

gen konnte erneut keine Einigung zwischen den Verkehrsträgern 

erzielt werden. 

Von den ÖBB wurden im Sinne des Ergebnisses der Bauverhand­

lung ergänzte Entwurfsunterlagen zur eisenbahnrechtlichen 

Behandlung vorgelegt. Gleichzeitig wurde im Einvernehmen mit 

der Gemeinde Obertraun ein Kostenvoranschlag Uber die beab­

sichtigten Bauherstellungen zur Durchführung eines Kostenauf-

teilungsverfahrens erstellt und übermittelt. 

Z_1LJ:~I;:,gSL~2. : 
"t'Jelche t>1al3nahmen vlerden Sie setzen. um zur Verhinderung 

weiterer schwerer Unfälle eine optimale Sicherung dieser 

Eisenbahnkreuzung zu erreichen?" 

Nach nunmehrigem Vorliegen der Kostenaufteilungsmasse wird 

mangels Einigung der betroffenen Verkehrsträger über die 

Kostenaufteilu~g die Sachverständigenkommission gemäß § 48 

des Eisenbahngesetzes zur Erstellung eines Gutachtens beauf­

tragt werden. wie die Kosten für die bauliche Umgestaltung 

sowie fUr die Sicherung der gegenständlichen Eisenbahnkreu­

zung auf die betroffenen Verkehrsträger aufzuteilen sind. 

Nach Vorliegen des Gutachtens wird die Oberste Eisenbahnbe­

hörde die erforderlichen eisenbahnrechtlichen Genehmigungen 

umgehend erteilen können. 

m 10. Augl..lst 1989 
. , .". '. 
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